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Die westdeutsche Alleinvertretungsanmaßung 
und das Völkerrecht

Der nachstehende Beitrag ist ein Auszug aus dem Re­
ferat, das Prof. Dr. Kröger am 18. September 1967 auf 
dem vom Institut für Internationale Beziehungen und 
der Gesellschaft für Völkerrecht in der DDR veran­
stalteten internationalen wissenschaftlichen Kollo­
quium mit dem Thema „Der internationale Status der 
beiden deutschen Staaten und seine Bedeutung für 
die europäische Sicherheit“ gehalten hat. D. Red.

Die Frage der Anerkennung des territorialen Status quo 
als Grundlage einer stabilen Friedensordnung in Europa 
stellt sich in ihrem Kemgehalt heute praktisch vor al­
lem als die Frage der Anerkennung der beiden deut­
schen Staaten (und der selbständigen politischen Ein­
heit Westberlin), der Respektierung ihrer Grenzen und 
der Gestaltung ihrer Beziehungen zueinander und zu 
dritten Staaten dar. Die Art der Beziehungen zwischen 
den beiden deutschen Staaten und damit die politische 
Lage an der mitteleuropäischen Nahtlinie zwischen den 
bestehenden politisch-militärischen Bündnissystemen, 
den wirtschaftlichen Gruppierungen und sozialen Ord­
nungen ist von wesentlicher Bedeutung für die Gestal­
tung und Entwicklung der gesamteuropäischen Bezie­
hungen. Es versteht sich von selbst, daß die Verursa­
chung, Aufrechterhaltung und Verschärfung von inter­
nationalen Spannungen zwischen den beiden deutschen 
Staaten, die Erzeugung von potentiellen Konfliktsher­
den an dieser Nahtlinie zwischen den beiden in Europa 
bestehenden Mächtegruppierungen jeder Entspannuhgs- 
möglichkeit in Europa entgegenwirken müssen und 
leicht zu einer gefährlichen Zuspitzung der gesamten 
internationalen Situation führen können. Jedes Streben 
nach einer Veränderung des territorialen Status quo 
der beiden deutschen Staaten, nach einer Ausdehnung 
des Gebietsbestandes und des Hoheitsbereichs des einen 
von ihnen auf Kosten des anderen berührt unter den 
gegebenen Bedingungen zwangsläufig nicht nur die In­
teressen der beiden deutschen Staaten, sondern schließt 
zugleich objektiv die Zielsetzung einer grundlegenden 
Veränderung des gesamten politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Kräfteverhältnisses zwischen den eu­
ropäischen Mächtegruppierungen und den beiden ge­
sellschaftlichen Systemen in sich und greift damit tief 
in die Interessen aller davon betroffenen europäischen 
Staaten ein.

Der Status quo in Europa und die Politik 
der Bundesregierung
Die offizielle Politik der westdeutschen Bundesrepublik 
weigert sich bis heute ausdrücklich und prononciert, in 
Wort und Tat, die in Mitteleuropa im Ergebnis des 
zweiten Weltkrieges und der Nachkriegsentwicklung 
entstandene Lage, den hier bestehenden territorialen 
Status quo anzuerkennen und zu respektieren. Sie er­
klärt es vielmehr zum Grundanliegen ihres gesamten

politischen Handelns, diesen im Ergebnis des zweiten 
Weltkrieges und der Nachkriegsentwicklung in Mittel­
europa entstandenen Zustand zu beseitigen, und sie ist 
ständig bemüht, auch andere Staaten — und insbeson­
dere die NATO als Ganzes — zur Unterstützung dieser 
gegen den gesamteuropäischen Status quo gerichteten 
Politik zu veranlassen.
Sie erhebt es zur Leitlinie ihrer Politik, unter Einglie­
derung der DDR ein „wiedervereinigtes Deutschland“ 
herzustellen, das — wie in Art. 7 Abs. 2 des Pariser Ver­
trages über die Beziehungen der Bundesrepublik und 
den drei Mächten (USA, Großbritannien und Frank­
reich) vom 26. Mai 1952 i. d. F. vom 23. Oktober 1954 
(BGBl. 1955 II S. 305) höchst offiziell formuliert wurde 
— eine „Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepublik, 
besitzt und das in die europäische Gemeinschaft inte­
griert ist“ und dessen Grenzen erst in einem Friedens­
vertrag für „ganz Deutschland“ festgelegt werden sol­
len. Diese Formulierung besagt unzweideutig, daß das 
Ziel der gesamten Politik der Bundesrepublik darin be­
steht, zunächst den derzeitigen Zustand in Mitteleuropa 
in der Richtung zu verändern, daß die DDR unter Be­
seitigung ihrer sozialistischen Gesellschaftsordnung in 
einen deutschen Gesamtstaat eingegliedert wird, dessen 
soziale und politische Ordnung der der heutigen Bun­
desrepublik entspricht und der deren gegenwärtige in­
ternationale Verpflichtungen und Bindungen über­
nimmt. Erst auf der Grundlage dieser weittragenden 
Veränderung des gesamteuropäischen Kräfteverhältnis­
ses und der damit gegebenen Vorschiebung der europä­
ischen Trennlinie zwischen Kapitalismus und Sozialis­
mus, zwischen den Bündnissystemen der NATO und des 
Warschauer Vertrages, zwischen den Wirtschaftsräumen 
der EWG und des RGW von der Elbe bis an die Oder 
und Neiße soll dann nach der westdeutschen Konzep­
tion eine Festlegung der Ost-Grenzen — denn nur um 
diese handelt es sich ja — dieser „erweiterten Bundes­
republik“ erfolgen, für die ausdrücklich ein angeb­
licher „Rechtsanspruch“ auf Wiederherstellung des 
Status vom 31. Dezember 1937 geltend gemacht wird. 
Diese auf eine grundlegende Veränderung des territo­
rialen, politischen, ökonomischen und militärischen Sta­
tus in Europa zielende Konzeption der westdeutschen 
Bundesrepublik ist der Kerngehalt des von ihr seit ih­
rer Bildung bis heute zur Grundlage ihrer gesamten 
Politik erklärten und zur offiziellen Staatsdoktrin ge­
machten sog. Alleinvertretungsrechts, d. h. ihrer Rechts­
anmaßung, alleiniger völkerrechtlicher Repräsentant 
ganz Deutschlands in den Grenzen vom 31. Dezember 
1937 zu sein. Dieses offen auf eine Korrektur der Ergeb­
nisse des zweiten Weltkrieges und eine Veränderung 
der heute in Europa bestehenden Staatsgrenzen gerich­
tete politische Programm formulierte der erste Kanzler 
der Bundesrepublik, Dr. A d e n a u e r ,  bereits unmit-
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